
Einwohnerrat Binningen 
Anfrage zur Medienmitteilung des Gemeinderats vom 25.09.2024: 
 
«Der Gemeinderat Binningen begrüsst den Zolli in Binningen» 
 
Der Gemeinderat schreibt in der Medienmitteilung, dass er das Land im Bereich der 
Schutzmatten im Besitz der Gemeinde Binningen dem Zolli zur Verfügung stellen will. 
 
Frage 1.: Welche Parzellen (mit Parzellen-Nr.) will der Gemeinderat dem Zolli zur 
Verfügung stellen? Antwort: Es handelt sich um die Parzellen 2923 (heutiger Robi-Platz) 
und 1787 (heutige Parzelle mit dem Baurecht der KIMI AG bis 2048) und 5101 
(Wegparzelle entlang des Birsig).  
 
In welcher Form will er das Land überlassen (Pacht, mit welchen Fristen; Verkauf; 
Vermietung?). Antwort: Diese Fragen sind zum heutigen Zeitpunkt selbstverständlich 
noch o]en, wobei ein Verkauf ausgeschlossen ist. Möglich wäre z.B. ein Pachtvertrag, 
welcher sich punkto Preis an der Bedingung der ö]entlichen Zugänglichkeit orientiert.  
 
Wie wird der Preis festgelegt (Marktpreis; reduzierter Marktpreis, um wieviel reduziert, 
symbolischer Preis)? Antwort: Die Pachtzinsen müssten zu einer Verbesserung der 
vergleichsweisen bescheidenen heutigen Einnahmen dieser Parzellen führen. Und sie 
orientieren sich am Nutzen für den Zolli und dem Mehrwert für die Binninger 
Bevölkerung. 
 
 
Im Rahmen des Masterplans des Zollis sollen der Robi, eine Kita und das Jugendhaus1 
an einen anderen Ort verlegt werden. Der Gemeinderat hat hier keine Bedenken eine 
Lösung zu finden. Folglich kennt er schon mögliche Standorte. 
 
Frage 2.: Wo sind die möglichen, neuen Standorte für den Robi, eine Kita und das 
Jugendhaus? Antwort: In professionell geführten partizipativen Prozessen macht es 
wenig Sinn, unbeteiligte Dritte zu einem Zeitpunkt zu involvieren, wo noch nicht einmal 
die Anrainer über den möglichen Standort Bescheid wissen. Ein sauber geführter 
Prozess bindet zu allererst die direkt Betro]enen ein, dies sind Robi, Jugi und die KIMI 
AG. Das Jugi steht dabei bekanntlich auf Boden von BS und der ausgelaufene 
Baurechtsvertrag wurde im Sommer 2024 durch einen Mietvertrag abgelöst, welcher 
2030 definitiv endet.  
Wenn die Zieldefinitionen, Abhängigkeiten, Betro]enheiten und Wünsche aller direkt 
Beteiligten auf dem Tisch liegen (inkl. der Anrainer an einem möglichen Standort), dann 
kann der Diskurs ö]entlich gemacht werden. Zum jetzigen Zeitpunkt führt der 
Gemeinderat die Gespräche mit Robi und der Stiftung Kinderbetreuung, und diese sind 
nicht abgeschlossen. Die Parzelle der Gemeinde am Birkenweg ist eine Möglichkeit, 
aber wie geschrieben steht noch gar nichts fest. Die Fragestellung suggeriert, dass die 
genannten Partner mit dem Vorgehen des GR nicht einverstanden sind. Dem GR 
gegenüber haben sie allerdings O]enheit signalisiert.  
 
 



Der Gemeinderat schreibt: «Die Gewässerräume des Birsig und des Rümelinbach 
werden massiv aufgewertet.» Am 19.10.2023 hat der Gemeinderat in seinem Bericht an 
den Einwohnerrat (Geschäft 180) noch geschrieben: «Der Rümelinbach wurde seit 
Beginn im 12. Jahrhundert als künstlicher Kanal angelegt und war zu keinem Zeitpunkt 
ein natürliches Fliessgewässer». In der Folge hat der Einwohnerrat der «Mutation 
Gewässerraum Rümelinbach» zugestimmt. 
 
Frage 3.: Gelten nun die Aussagen im Bericht des Gemeinderats an den Einwohnerrat 
nicht mehr? Ist es jetzt doch ein wertvoller Gewässerraum und müsste man den 
Beschluss nicht überdenken? 
 
Antwort: Die Aussagen im Bericht des Gemeinderates an den Einwohnerrat gelten nach 
wie vor. Zu unterscheiden ist die formal-rechtliche Ausscheidung des Gewässerraums 
gemäss Gewässerschutzverordnung und die örtliche Verbesserung des Raumes um das 
Gewässer herum. In diesem Sinn werden der Gewässerraum des Birsig und des 
Rümelinbach aufgewertet und es besteht kein Widerspruch. 
 
 
Binningen sucht seit vielen Jahren nach sicheren Fahrrad- und Fussgängerwegen in die 
Stadt Basel. Mit dem Projekt wird möglicherweise ein schöner Fussweg geschaffen. Das 
grosse Problem der Fahrradverbindung für die Pendlerinnen aus dem Leimental wird 
nicht gelöst, eher verschärft 
 
Frage 4.: Hat der Gemeinderat für die Problematik der wichtigen (kantonalen und na 
tionalen) Fahrradpendelroute jetzt eine Lösung oder hat er den Zusammenhang mit 
diesem Masterplan übersehen? Antwort: Der Gemeinderat ist mit dem Kanton in 
intensivem Kontakt betre]end eine alternative Fahrradroute. Auch hier ist es noch zu 
früh, Ergebnisse zu kommunizieren. Der vorgesehene Fussweg bietet in jedem Fall einen 
Mehrwert gegenüber der heutigen Situation. Und es gilt, die beiden 
Langsamverkehrsoptionen nicht gegeneinander auszuspielen.  
 
 
Es ist eine Savannenlandschaft geplant. Heute ist die Fläche sehr grün und kühlt im 
Sommer. Eine Savannenlandschaft ist dagegen im Sommer heiss und trocken. Nur in 
der Regenzeit ist sie grün. Mit anderen Worten, es wird in Binningen ein grosser Sommer-
Klima-Hotspot geplant. 
 
Frage 5.: Ist es zweckmässig, einen mehrere tausend Quadratmeter grossen Hotspot in 
Binningen einzurichten? Sind Vorkehrungen geplant? Antwort: Die Flächen werden 
grösstenteils bewaldet sein und sind durchgehend unversiegelt. Damit ist nebst der 
Versickerungsfähigkeit auch gleichzeitig die Abkühlungsfähigkeit in der Nacht 
gewährleistet. Demnach kann von einem Hotspot nicht die Rede sein. Grosse und 
zukunftweisende Projekte bedeuten oftmals Kompromisse. Gleichzeitig bedeuten 
Projekte dieser Grössenordnung auch Chancen, um Massnahmen zu fordern und 
umzusetzen, welche im Klima-Massnahmenplan der Gemeinde wohl schwierig 
umsetzbar wären.  
 



Eine breit abgestützte und langfristig ausgelegte Diskussion in der BPK erlaubt der 
Gemeinde die Option, alle Chancen und Risiken sowie die wichtigen Nebenschauplätze 
und Abhängigkeiten für die langfristige und positive Entwicklung von Binningen 
aufzuzeigen. Nicht zu vergessen, dass bei dieser Masterplanung gerade wegen der 
weitreichenden Tragweiten beide Kantonsregierungen und die Gemeinde Binningen 
involviert sind. 
 
 
Ein neues Restaurant in den Schutzmatten soll ein weiterer Gewinn für Binningen sein. 
 
Frage 6.: Worin besteht der Nutzen für Binningen, wenn in der Schutzmatten ein neues 
Restaurant gebaut wird? 
 
Antwort: Primär ist es ein neuer und ö]entlicher Zugang für die gesamte Bevölkerung, 
mit einer Terrasse auf den Zolli, der die Schutzmatten zu einem attraktiven Teil des 
Zentrums von Binningen machen wird. Ganz im Gegensatz zum heutigen Zustand, wo 
dies der Bevölkerung leider verwehrt bleibt, da beide Parzellen eingezäunt sind: Die 
heutigen Schutzmatten sind ein Teil von Binningen, die exklusiv durch eine private 
Kinderbetreuung und den Verein Robi Daronga genutzt werden. 
 
 
Der Gemeinderat schreibt, dass sich eine «fraglose Attraktivitätssteigerung» von 
Binningen ergibt und «der Mehrnutzen für die Binninger Bevölkerung» die Nachteile 
überwiegen würde. 
 
Frage 7.: Worin besteht der Mehrnutzen für Binningen und was sind die Elemente der 
Attraktivitätssteigerung von Binningen? Antwort: Wie oben beschrieben:  

a) Renaturierung Birsig auf Kosten des Kantons  
b) Mehreinnahmen durch Pachtverträge   
c) Neue attraktive und ö]entliche Nutzungen für alle Bewohnerinnen und Bewohner 

(Restaurant, Zolliflächen, bewaldeter und ö]entlich zugänglicher Park zum 
Flanieren, Picknicken, Verweilen und Erholen) 

 
 
In der Medienmitteilung steht: «Diskurs erwünscht. […] Der Gemeinderat ist gespannt 
auf die Reaktionen. Die Absichtserklärung des Gemeinderats am heutigen Tag eröffnet 
diesen gewollten Diskurs.» Es steht aber nicht, wie der Diskurs erfolgen soll oder an wen 
sich die EinwohnerInnen wenden können. 
 
Frage 8.: Plant der Gemeinderat noch die Einrichtung einer Diskussionsplattform, eines 
E-Mailbriefkasten oder eines anderen Briefkastens, von Diskussionsforen/-anlässe oder 
ähnlichem? Oder sollen die EinwohnerInnen sich über Leserbriefe und mit Schreiben an 
die Gemeinde spontan äussern? Antwort: Der Gemeinderat führt primär Gespräche mit 
möglichen Betro]enen, um die Situation beurteilen zu können. Der Gemeinderat wollte 
ursprünglich eine Volksbefragung über „einen Zolli in Binningen“ lancieren - kann dies 
aber leider nicht, da dies in der Gemeindeordnung nicht vorgesehen ist. Hingegen kann 
der Einwohnerrat eine Volksabstimmung dazu einleiten, auch wenn noch keine 
beschlussfähigen Grundlagen auf dem Tisch liegen. Eine derartige Abstimmung könnte 



zum jetzigen Zeitpunkt deshalb alleine einer Grundsatzfragenklärung dienen: „Sollen die 
heutigen Flächen der Schutzmatten künftig und für einen längeren Zeitraum dem Zolli 
zur Verfügung gestellt werden?“ Da der Gemeinderat die Gespräche noch nicht fertig 
geführt hat und es sich erst um einen Masterplan mit einem Horizont bis 2049 handelt, 
wäre eine detailliertere Fragestellung gar nicht möglich. Wenn dies möglich werden 
sollte, müsste der Gemeinderat seine Arbeiten dazu fertig stellen können und dem ER 
ein Ergebnis aufzeigen, welches dann auch wirklich beschlussfähig und mit grosser 
Wahrscheinlichkeit sowieso vors Volk zu bringen wäre. Bis dahin vergehen viele Jahre, in 
denen sich die ö]entliche Meinung ändern kann, weshalb eine allgemeine 
Grundsatzfrage zum heutigen Zeitpunkt keinen Sinn ergibt.  
 
 
Fazit aus Sicht des Gemeinderats zu diesem Fragenkatalog: Es ist absolut 
nachvollziehbar, dass der aktuelle Wissensstand aller Beteiligten zum heutigen 
Zeitpunkt nicht befriedigend ist. Der Umstand, dass derart viele Rahmenbedingungen 
und Partner bis hin zu den Kantonsregierungen beteiligt waren und die Konsequenzen 
dieser Planung weit über einen Zolli in Binningen hinausgehen, zwang den Gemeinderat 
den Kreis der involvierten Parteien möglichst klein zu halten. Genauso vage präsentiert 
sich denn auch die Form der Zustimmung des Gemeinderats in Form einer simplen 
Absichtserklärung an den Zolli. Für die langfristige Entwicklung von Binningen wäre aber 
das vorzeitige Unterbinden eines derartigen Projektes eine Bankrotterklärung. Der 
Gemeinderat ist der Meinung, dass der Kreis geö]net werden soll und sich der 
Einwohnerrat vertieft mit der Materie auseinandersetzen muss, weshalb sich eine 
Überweisung dieses Problemkreises im Rahmen des TZP-Geschäfts und der 
Birsigparkinitiative in die BPK anbietet. Alles andere käme einem Schnellschuss gleich, 
welcher nicht im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung ist und schon gar nicht dem 
Demokratieverständnis von Binningen entspräche. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Binningen, 29. Oktober 2024 
Thomas Schwarb, Einwohnerrat Grüne/EVP 
 
 
 
1 Das Jugendhaus liegt schon auf Zolli-Boden. Es hätte allerdings auf ein benachbartes, gemeindeeigenes 
Grundstück verlegt werden können. 
 


